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Hanse- und Universitätsstadt 
Rostock

Dringlichkeitsantrag
2021/DA/1873

öffentlich

Entscheidendes Gremium:
Bürgerschaft

Vorsitzende der Fraktionen DIE LINKE.PARTEI, CDU/UFR, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der SPD
Aufrechterhaltung der Arbeit der Bürgerschaft und ihrer Gremien 
während der SARS-CoV-2-Pandemie
Geplante Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

20.01.2021 Bürgerschaft Entscheidung

Beschlussvorschlag:
 
I. Die Bürgerschaft beschließt vorbehaltlich des Beschlusses und Inkrafttretens des 
Gesetzes zur Aufrechterhaltung der Handlungsfähigkeit der Kommunen während der 
SARS-CoV-2-Pandemie (LT-Drs. 7/5581):

1. Sitzungen von Ausschüssen und Ortsbeiräten können künftig auch als Videokonferenz 
oder Mischung aus Videokonferenz und Präsenzsitzung (Hybridsitzung) durchgeführt 
werden. Voraussetzung ist, dass alle Mitglieder des Gremiums über die notwendigen 
technischen Voraussetzungen für eine Teilnahme verfügen. Dies ist auch erfüllt, wenn die 
Stadt Räume mit entsprechender Technik bereithält. Die Entscheidung über eine 
Durchführung als Videokonferenz oder Hybridsitzung trifft das jeweilige Gremium per 
Mehrheitsbeschluss für die jeweils folgende Sitzung. Ergeben sich zwischen den Sitzungen 
signifikante Veränderungen im Pandemiegeschehen, kann eine Entscheidung darüber per 
Email-Umlaufbeschluss erfolgen. Die Öffentlichkeit muss nach Maßgabe des Gesetzes 
gewährleistet sein. Für sonstige Gremien (z. B. Beiräte) wird ebenso verfahren, sofern 
keine anderen gesetzlichen Regeln dem entgegenstehen. 

2. Sitzungen der Bürgerschaft sollen weiterhin als Präsenzveranstaltung stattfinden. 
Mitglieder sowie Angehörige der Verwaltungsspitze, die aus pandemiebedingten Gründen 
(Angehörige einer Risikogruppe; Quarantäne o.ä.) nicht vor Ort sein können, sollen per 
Videoschaltung teilnehmen, reden und – bei öffentlichen Abstimmungen – mitstimmen 
können (Hybridsitzung). 

3. Sollten Präsenzsitzungen der Bürgerschaft aufgrund von Gesetzen oder 
Landesverordnungen im Zusammenhang mit der Pandemie nicht mehr zulässig sein, 
überträgt die Bürgerschaft alle Entscheidungen, die keinen zeitlichen Aufschub dulden, 
auf den Hauptausschuss. Die Übertragung gilt mit Inkrafttreten einer Vorgabe nach Satz 1 
für die Dauer dieser Vorgabe, längstens jedoch für drei Monate.

4. Die Punkte I.1-I.3 treten mit Inkrafttreten des o.g. Gesetzes in Kraft und werden bis 
16.6.2021 befristet.
  
II. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, umgehend alle notwendigen Voraussetzungen 
für die technische Umsetzung der Punkte zu schaffen und zur kommenden 
Bürgerschaftssitzung einen Bericht über die technischen Rahmenbedingungen vorzulegen. 
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Dazu gehören insbesondere:

1. Die Auswahl einer Videokonferenz-Software, die den Anforderungen der 
Datenschutzgrundverordnung entspricht und neben aktiven Teilnehmenden (Rede- und 
Stimmrecht) auch Teilnahme von Gästen (Öffentlichkeit) ohne Rede- und Stimmrecht bzw. 
punktuellem Rederecht ermöglicht;
2. Die technische Schulung der für die Gremien zuständigen Mitarbeiter*innen im Hinblick 
auf die Videokonferenz-Tools und etwaige Moderationsaufgaben;
3. Die technische Einweisung von Gremienmitgliedern; Prüfung, ob alle Gremienmitglieder 
über notwendige technische Voraussetzungen verfügen und ggf. Bereitstellung von 
technischen Möglichkeiten;
4. Die technische Gewährleistung von Hybridsitzungen der Bürgerschaft und die Prüfung, 
welche Räume zeitnah mit Konferenzsystemen für Hybrid-Sitzungen ausgestattet werden 
können.
 
Sachverhalt:

Begründung der Dringlichkeit: Der o.g. Gesetzentwurf wurde erst im Dezember 2020 in 
erster Lesung beraten und erst im Januar an die Kommunen übermittelt. Bis dahin lag nur 
ein Referentenentwurf vor, der vom Kabinett noch nicht bestätigt war. Eine 
Beschlussfassung der Bürgerschaft im März 2021 wäre eine zu lange Verzögerung, da sich 
die Pandemielage auch kurzfristig weiter verschärfen kann und sichere Gremiensitzungen 
gewährleistet werden sollten.

Mit dem o.g. Gesetz ermöglicht der Landesgesetzgeber, vorbehaltlich der Zustimmung in 
der 2. Lesung, unter anderem, dass kommunale Gremiensitzungen während der Corona-
Pandemie auch als Videokonferenz oder Hybridsitzung möglich sind. Um diese 
Möglichkeiten zu nutzen, ist jedoch zunächst ein Grundsatzbeschluss der 
Gemeindevertretung notwendig. Dieser Beschluss soll hiermit als Vorratsbeschluss gefasst 
werden, damit die neuen Möglichkeiten unmittelbar nach Inkrafttreten des Gesetzes 
genutzt werden können. Da mit der Stadthalle ein sehr großer und bewährter Sitzungsort 
genutzt werden kann, sprechen sich die Antragsteller dafür aus, die Sitzungen der 
Bürgerschaft weiterhin als Präsenzsitzungen durchzuführen. Die Maßnahmen werden auf 
den 16.6.2021 befristet und können auf der an diesem Tag stattfindenden 
Bürgerschaftssitzung ggf. verlängert werden.

Finanzielle Auswirkungen:
 
Es ergeben sich u. U. Mehrausgaben für Videokonferenzlizenzen. 
    
Teilhaushalt: 03
 
gez. Eva-Maria Kröger 
Fraktion DIE LINKE.PARTEI 
   
  
gez. Daniel Peters 
CDU/UFR-Fraktion 
   
  
gez. Uwe Flachsmeyer 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
   
  
gez. Dr. Steffen Wandschneider-Kastell 
Fraktion der SPD
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